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Bauen im Grundwasser 

 
1. Sofern bei einem Bauvorhaben damit gerechnet werden muss, dass Grundwasser 

freigelegt wird, sollte der Baugrund bis unter die geplante Bauwerkssohle durch einen 

Sachverständigen hydrogeologisch erkundet werden. Die Erkundungsergebnisse können 

dann bei der Planung und Durchführung der Baumaßnahme angemessen berücksichtigt 

werden. Verzögerungen im Bauablauf durch unerwartete Grundwasserfreilegungen können 

so ausgeschlossen werden. 

 

2. Wird im Zuge der Baumaßnahme unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die 

Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und das 

Landratsamt zu benachrichtigen. Das Landratsamt trifft dann die weiteren erforderlichen 

Entscheidungen. 

 

3. Jede Grundwasserhaltung im Zuge einer Baumaßnahme (Entnahme, Zutagefördern, 

Absenkung oder Umleitung von Grundwasser) stellt eine Benutzung des Grundwassers dar 

und bedarf unabhängig von der Wassermenge und der Entnahmedauer der behördlichen 

Zulassung. Dazu ist rechtzeitig vor Beginn der Grundwasserbenutzung ein Antrag beim 

Landratsamt, Amt für Umweltschutz, zu stellen (siehe auch Merkblatt „Grundwasserhaltung 

bei Baumaßnahmen“). 

Das Landratsamt trifft im Einzelfall die Entscheidung, ob eine wasserrechtliche Erlaubnis 

nach §§ 8 und 9 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) oder eine Erlaubnis nach § 93 Abs. 3 

Wassergesetz (WG) ohne Bekanntmachung des Antrags oder Unterrichtung der Beteiligten 

erfolgen kann bzw. eine erlaubnisfreie Benutzung nach § 46 WHG vorliegt. Die Dauer eines 

wasserrechtlichen Verfahrens beträgt in der Regel drei Monate.  

 

4. Das Einlegen von Dränagen zur dauerhaften Grundwasserableitung nach Abschluss der 

Bauarbeiten ist nicht zulässig. Gestattet sind Dränagen zur vorübergehenden Ableitung von 

Stau- und Sickerwasser in schwach durchlässigen Böden gemäß DIN 4095 

(Bauwerksdränagen). Außerdem werden Sicherheitsdränagen zur Ableitung von 

Grundwasser bei außergewöhnlich hohen Grundwasserständen zugelassen, sofern die 

Dränagen nicht tiefer als der Bemessungswasserstand verlegt werden. Der jeweilige 

Bemessungswasserstand ist durch einen Sachverständigen zu ermitteln und dem 

Landratsamt zur Bestätigung vorzulegen. Alle Dränagesysteme müssen rückstausicher 

gegen Regen- und Abwasserleitungen bzw. einem Vorfluter ausgeführt werden.  

 



Seite 2 von 2 

Landratsamt Rems-Murr-Kreis – Amt für Umweltschutz Stand 01.06.2016 

5. Bei der Verlegung von Rohrleitungen ist zu gewährleisten, dass keine Längsläufigkeiten 

von Grundwasser im Kiesbett entstehen können. Dazu sind Sperrriegel aus Beton oder 

bindigem Material einzubauen, die auf gewachsenem Untergrund gegründet werden und bis 

zum höchsten erwarteten Grundwasserstand reichen müssen. 

 

6. Bauwerksteile im Grundwasser bzw. im Grundwasserschwankungsbereich (unterhalb des 

Bemessungswasserstandes) müssen auftriebssicher und wasserdicht sowie grundwasserum 

- und grundwasserunterläufig hergestellt werden.  

 

7. Bei der Errichtung des Bauwerkes einschließlich vorgesehener Außenschutzmaßnahmen 

sind nur solche Materialien zu verwenden, die keine grundwasserschädlichen auswasch- 

oder auslaugbaren Bestandteile enthalten. 

 

 

Weitere Informationen des Rems-Murr-Kreises finden Sie im Internet unter 

http://www.rems-murr-kreis.de.  
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